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Federführendes Amt: 
Geschäftsstelle-GVV 

Beratungsfolge Behandlung  Termin 

Verbandsversammlung  Beschlussfassung  22.07.2026 
 

 
Betreff: 
Fortschreibung des gemeinsamen Flächennutzungsplans des GVV Winnenden und der Gemeinde Berglen 
- Sachstandsbericht zum geplanten Vorgehen 
- Beschlussfassung über die Beauftragung von Fachgutachten 
- Beschlussfassung über die Verteilung anfallender Kosten 
Beschlussvorschlag: 
 
1. Der Sachstandsbericht zum geplanten Vorgehen wird zur Kenntnis genommen.  
2.  Die Geschäftsstelle des Gemeindeverwaltungsverbands Winnenden wird beauftragt, geeignete 

Büros mit der Erstellung der entsprechenden Fachgutachten zu beauftragen. Sofern vergabe- oder 
förderrechtlich notwendig erfolgt die Beauftragung als Vergabegemeinschaft des Gemeindever-
waltungsverbands Winnenden mit der Gemeinde Berglen oder durch die Stadt Winnenden als 
geschäftsstellenführende Gemeinde. 

3.  Die anfallenden Kosten werden zum Zeitpunkt der Rechnungsanforderung durch die Geschäftsstelle 
des Gemeindeverwaltungsverbands Winnenden gemäß Anlage 1 auf die Verbandsmitglieder und die 
Gemeinde Berglen umgelegt. 

 
 
 
 
Finanzielle Auswirkungen: 
 

Produktgruppe / Maßnahme   

Haushaltsansatz  

Üpl./Apl. gen. Haushaltsmittel / übertragener Ermächtigungsrest  

Ausgegebene Haushaltsmittel und erteilte Aufträge  

Noch freie Haushaltsmittel  

Verpflichtungsermächtigungen f. Ausz. in Folgejahren  

  

Zu erteilende Aufträge/zu vergebende Leistungen  

Zu genehmigende üpl./apl. Aufwendung / Auszahlung  

Zu genehmigende üpl./apl. Verpflichtungsermächtigung  
 
 
 
 
Begründung: 
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Der Gemeindeverwaltungsverband Winnenden und die Gemeinde Berglen haben im Jahr 1987 beschlossen, 
für das Gebiet der Stadt Winnenden sowie der Gemeinden Leutenbach, Schwaikheim und Berglen einen 
gemeinsamen Flächennutzungsplan aufzustellen. Die Aufstellung des zurzeit noch maßgebenden 
gemeinsamen Flächennutzungsplans ist seinerzeit für den Planungszeitraum 2000 – 2015 erfolgt. Der 
Aufstellungsbeschluss erfolgte am 11.06.2001, der Feststellungsbeschluss am 21.12.2005 mit Wirksamkeit 
durch Bekanntmachung vom 06.07.2006. Anlässlich der seitdem hohen Anzahl an Flächennutzungs-
planänderungen des gemeinsamen Flächennutzungsplans des Gemeindeverwaltungsverbands Winnenden 
und der Gemeinde Berglen hat das Regierungspräsidium Stuttgart eine Gesamtfortschreibung des 
gemeinsamen Flächennutzungsplans angeregt. Zur Erhöhung der Planungssicherheit der Gemeinden für die 
kommenden Jahre und die bauplanungsrechtliche Sicherung von Flächen im Gebiet des 
Gemeindeverwaltungsverbands Winnenden und der Gemeinde Berglen, scheint eine Gesamtfortschreibung 
des gemeinsamen Flächennutzungsplans grundsätzlich angezeigt. Vor diesem Hintergrund fanden am 
25.02.2026 sowie am 26.03.2026 Auftaktgespräche mit den Amtsleitern sowie den Verwaltungsspitzen der 
Verbandsgemeinden und der Gemeinde Berglen statt. 
 
Für die Verbandsgemeinden und die Gemeinde Berglen zeigten sich im Ergebnis unterschiedliche Bedarfe 
der Flächenentwicklung. Während die Stadt Winnenden noch Möglichkeiten bei den Wohnbauflächen hat, 
ergeben sich Defizite im Bereich Gewerbe. Die Gemeinde Schwaikheim verfügt hingegen über 
Gewerbeflächen, die Entwicklung von Wohnbauflächen wurde durch Beschluss des Gemeinderats für den 
Außenbereich für die kommenden Jahre ausgeschlossen. Die Gemeinde Leutenbach dagegen sieht 
Handlungsbedarfe bei Gewerbe und Wohnen, da viele Gebiete in Streuobstwiesen liegen und nicht entwickelt 
werden können. Auch die Gemeinde Berglen hat Bedarfe weitere Flächen für die Entwicklung von Bauflächen 
auszuweisen. 
 
Aufgrund der unterschiedlichen Flächenbedarfe der beteiligten Gemeinden entstand in den Auftakt-
gesprächen die Überlegung, die Gesamtfortschreibung zunächst als Prüf- und Arbeitsauftrag an die 
Geschäftsstelle des Gemeindeverwaltungsverbands zu übergeben. Es soll untersucht werden, ob und zu 
welchem Zeitpunkt eine Gesamtfortschreibung - oder Teilfortschreibung, sofern bis dahin rechtlich möglich 
- des gemeinsamen Flächennutzungsplans erforderlich und sinnvoll erscheint. Zur vorgelagerten Prüfung 
einer möglichen Gesamtfortschreibung sollen insbesondere notwendige und vorrangige Grundlagen-
analysen und Fachgutachten beauftragt und erstellt werden. Die zu beauftragende Grundlagenermittlung 
durch Baulückenkataster, Bedarfsanalyse für Wohn- und Gewerbeflächen sowie Landschaftsplan kann bei 
der Entscheidung für die Einleitung eines formellen Verfahrens zur Gesamtfortschreibung große Teile der 
erforderlichen Analyseschritte abdecken. Sie soll zudem aufzeigen, wo weitere Analyse- und 
Handlungsbedarfe entstehen. Durch das Vorliegen dieser Grundlagen kann im Weiteren eine fundierte und 
begründete Entscheidung über das weitere Vorgehen und dessen zeitliche Einordnung getroffen werden. Es 
wird deshalb vorgeschlagen, diese Schritte zunächst unabhängig von einem Aufstellungsbeschluss 
vorzunehmen.  
 
Die Geschäftsstelle des Gemeindeverwaltungsverbands Winnenden wird beauftragt, Angebote bei 
fachkundigen Planungsbüros einzuholen und das wirtschaftlichste Angebot zu beauftragen. Die 
Geschäftsstelle des Gemeindeverwaltungsverbands Winnenden bemüht sich hierbei um mögliche 
Fördergelder. Sofern vergabe- oder förderrechtlich erforderlich, erfolgt die Beauftragung als 
Vergabegemeinschaft des Gemeindeverwaltungsverbands Winnenden mit der Gemeinde Berglen oder durch 
die Stadt Winnenden als geschäftsstellenführende Gemeinde. Das Stadtplanungsamt des 
Stadtentwicklungsamtes der Stadt Winnenden wird die Grundlagenermittlung fachlich begleiten. 
 
Die Verteilung der Kosten erfolgt gemäß beigefügter Anlage 1.  
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Freiwillige Aufgabe:   

 Freiwillige Aufgabe  
 

 Ja 
 

 
 

CO2-Relevanz:       

 Auswirkung auf den Klimaschutz  
 

 Nein 
 

Ja     positiv     
         negativ   

   geringfügig     
   erheblich       

 
Begründung / Optimierung: 
 
 

Verwaltungsaufwand:     

 Auswirkung auf die Verwaltungsarbeit 

 
 Nein 

 

Ja    Verwaltungsaufwand wird erhöht        
 

         Verwaltungsaufwand wird reduziert     
 

 
Begründung:  
Der Prüfauftrag und die mögliche Gesamtfortschreibung erfordern personelle und zeitliche Kapazitäten bei 
der Geschäftsstelle des Gemeindeverwaltungsverbands Winnenden sowie dem Sachgebiet Stadtplanung 
im Stadtentwicklungsamt. 
 
 
Anlagen: GVV003/2026 
 

Anlage 1 - Kostenverteilung 
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